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Abschrift 


An den 

Herrn Bundeskanzler 

Ich beehre mich mitzuteilen, daß der Bundesrat in seiner 157. Sit- 
zung am 20. April 1956 beschlossen hat, dem vom Deutschen Bun- 
destag am 21. März 1956 verabschiedeten 

Gesetz zur Änderung von Vorschriften des 
Dritten Teiles der Reichsabgabenordnung 
- Drucksachen 1731 (neu), 1593 - 

gemäß Artikel 105 Abs. 3 des Grundgesetzes zuzustimmen. 

Ferner hat der Bundesrat die folgende Entschließung gefaßt: 

Der Bundesrat hält eine allgemeine Reform des Steuerstrafrechts für 
erforderlich. Er teilt jedoch die Ansicht des Bundesfinanzministeriums 
und des Bundesjustizministeriums sowie die aus den bisher ergan- 
genen Entscheidungen der oberen Bundes ge richte sich ergebende 
Auffassung, daß das Verwaltungssteuerstrafverfahren dem Grund- 
gesetz nicht widerspricht. Der Bundesrat vertritt daher den Stand- 
punkt, daß kein dringendes Bedürfnis dafür besteht, eine Steuer- 
strafrechtsreform noch vor der Verabschiedung der großen Straf- 
rechtsreform durchzuführen. Eine Änderung des Steuerstrafrechts 
müßte mit dem Bundesjustizministerium abgestimmt werden und 
würde, wenn sie vor der großen Strafrechtsreform erfolgt, die Vor- 
arbeiten für diese erheblich hemmen. Die alsdann erforderlich 
werdende wiederholte Änderung der Steuerstrafrechtsnormen ließe 
sich mit dem Bestreben nach Gesetzes- und Verwaltungsvereinfachung 
nicht vereinbaren. 


gez. Altmeier 
Vizepräsident 


Bonn, den 20. April 1956 

An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Vorstehende Abschrift wird mit Bezug auf das dortige Schreiben 
vom 31. März 1956 mit der Bitte um Kenntnisnahme übersandt. 

Altmeier 

Vizepräsident 
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